
§ 3 BMFSFJBVABesBeihUnffAnO — Absehen von der Rückforderung zu
viel gezahlter Bezüge aus Billigkeitsgründen
Anordnung des Bundesministeriums für Familie, Senioren, Frauen und Jugend zur Übertragung von
Zuständigkeiten in Angelegenheiten der Besoldung, der Beihilfe und der Unfallfürsorge auf das
Bundesverwaltungsamt
Stand: 18.04.2024 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Dem Bundesverwaltungsamt wird die Befugnis übertragen, ohne Einholen der Zustimmung des
Bundesministeriums von der Rückforderung zu viel gezahlter Bezüge aus Billigkeitsgründen abzusehen,
wenn der Gesamtbetrag der Überzahlungen 1 500 Euro nicht übersteigt (§ 12 Absatz 2 Satz 3 erste
Alternative des Bundesbesoldungsgesetzes) und Beamtinnen und Beamte des Bundesministeriums oder
einer nachgeordneten Behörde des Bundesministeriums betroffen sind.

Zitiervorschlag: § 3 BMFSFJBVABesBeihUnffAnO
Quelle: Bundesamt für Justiz, abgerufen 02.07.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bundesgesetzblatt
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/BMFSFJBVABesBeihUnffAnO/3


